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Erlass 
des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, 

Umwelt und Landwirtschaft 
zur Bewirtschaftung eines Teiles 

des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung 
„Schwemmpfuhl“

Vom 22 . März 2016

Dieser Erlass regelt auf der Grundlage des § 32 Absatz 4 des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29 . Juli 2009 
(BGBl . I S . 2542) die erforderlichen Maßnahmen zur Umset-
zung von Artikel 6 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom  
21 . Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wild lebenden Tiere und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22.7.1992, 
S . 7), zuletzt geändert durch die Richtlinie 2006/105/EG vom 
20 . November 2006 (ABl . L 363 vom 20 .12 .2006, S . 368) - 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie) . Er benennt 
die Erhaltungsziele und erforderliche Erhaltungsmaßnahmen 
sowie deren Umsetzungsinstrumente in Anlage 2 . Die Umset-
zung erfolgt direkt durch die zuständigen Behörden oder wird 
von ihnen unterstützt . Der Bewirtschaftungserlass ist im Rah-
men des behördlichen Handelns zu beachten .

1 Bewirtschaftungsgegenstand

Der in Anlage 1 (Kartenskizze) näher bezeichnete Geltungs- 
bereich des Erlasses im Landkreis Uckermark umfasst Teile des 
Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH-Gebiet)  
mit der Bezeichnung „Schwemmpfuhl“ und der Gebietsnum-
mer DE 2848-304 .

Der Geltungsbereich des Erlasses hat eine Größe von rund 
443 ha und umfasst Flächen in folgenden Fluren:

Gemeinde: Gemarkung: Flur:

Gerswalde Gerswalde 1;
Gerswalde Buchholz  3;
Kaakstedt Kaakstedt 1, 2, 4 .

Die Grenze des Geltungsbereichs dieses Erlasses ist in der  
Kartenskizze (Anlage 1), der Biotoptypenkarte im Maßstab  
1 : 10 000, der Karte der FFH-Lebensraumtypen (LRT) im 
Maßstab 1 : 10 000 und der Zielkarte/Verortung der Teilflächen 
im Maßstab 1 : 10 000 sowie in den Liegenschaftskarten einge-
zeichnet . Die Darstellung der Grenze in den Karten erfolgt mit 
durchgehender Linie . Maßgeblich ist die Einzeichnung in den 
Liegenschaftskarten . Diese Karten sind mit einer Flurstückslis-
te beim Landesamt für Umwelt in Potsdam, beim Landkreis 
Uckermark als untere Naturschutzbehörde in Prenzlau und bei 
der Amtsverwaltung Gerswalde in Gerswalde von jedermann 
während der Dienstzeiten einsehbar .

2 Beschreibung des Gebietes

Das im nordöstlichen Brandenburg nördlich der Ortschaft 
Gerswalde gelegene FFH-Gebiet befindet sich in der natur-
räumlichen Großeinheit Rückland der Mecklenburgischen  
Seenplatte im Zentrum der Untereinheit Uckermärkisches  
Hügelland westlich der Uckerniederung . Es umfasst eine von 
der letzten Eiszeit (Weichselzeit) gestaltete stark hügelige bis 
über 100 m NN aufragende Grund- und Endmoränenlandschaft 
im Bereich der Pommerschen Eisrandlage .

Das Naturschutzgebiet (NSG) „Schwemmpfuhl“ nimmt die 
von artenreichen Grünlandgesellschaften beherrschten trocke-
nen, sandigen Kuppen im Zentrum des FFH-Gebiets ein . Der 
Geltungsbereich des Bewirtschaftungserlasses umfasst die das 
NSG umgebenden, größtenteils ackerbaulich genutzten Berei-
che des FFH-Gebiets mit sandig-lehmigen bis lehmigen Böden 
mittlerer bis hoher Ertragskraft . Charakteristisch ist die hohe 
Anzahl von kleinen Gewässern (Sölle, Pseudosölle) und 
Feuchtbiotopen in Geländesenken . Abschnittsweise gliedern 
Feldgehölze und Heckenzüge die Agrarlandschaft . Die Ge-
wässer und ihre Begleitstrukturen sind insbesondere als Le-
bens- und Reproduktionsstätten für bedrohte Amphibienarten 
von Bedeutung .

3 Erhaltungsziele

Die folgenden Erhaltungsziele sind aus dem Standarddaten- 
bogen zum FFH-Gebiet „Schwemmpfuhl“ abgeleitet . 

Ziel ist die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung der 
natürlichen Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interes-
se im Sinne von § 7 Absatz 1 Nummer 4 des Bundesnatur-
schutzgesetzes und der Arten von gemeinschaftlichem Interesse 
im Sinne von § 7 Absatz 2 Nummer 10 des Bundesnatur-
schutzgesetzes . Dies sind „Natürliche eutrophe Seen mit einer 
Vegetation des Magnopotamions oder Hydrocharitions“ sowie 
die Arten Rotbauchunke, Kammmolch und Fischotter jeweils 
mit ihren Lebensräumen .

4 Beschreibung und Bewertung und ökologische Erfor-
dernisse der Lebensraumtypen (LRT) nach Anhang I 
und der Arten nach Anhang II der FFH-Richtlinie

Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation des Magno-
potamions oder Hydrocharitions (LRT Nr. 3150, Gesamt-
größe 6,3 Hektar), Erhaltungszustand B (Größe 2,9 Hek- 
tar), Erhaltungszustand C (Größe: 3,4 Hektar)

Ein Teil der dauerhaft wasserführenden Kleingewässer des 
FFH-Gebietes und die unmittelbar von ihnen beeinflussten Ver-
landungs- und Uferzonen sind dem LRT zuzuordnen . Aufgrund 
der überwiegend kleinen Einzugsgebiete ist ein im Jahresver-
lauf stark schwankender Wasserspiegel charakteristisch . Die 
Gewässer mit ihren Uferzonen unterliegen dem Schutz des § 30 
Absatz 1 Nummer 1 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) .

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
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Die Wasserpflanzenvegetation ist überwiegend artenarm und 
besteht hauptsächlich aus Wasserschwebergesellschaften und 
Schwimmdecken . Die abschnittsweise recht ausgedehnten 
Röhrichte werden von Schilf, örtlich auch von Rohrkolben so-
wie randlich von Glanzgras beherrscht . Typische Begleitbio-
tope sind außerdem in unterschiedlicher Flächenausdehnung 
feuchte Pionierfluren und Kleinröhrichte in zeitweilig trocken-
fallenden Bereichen, Großseggenriede, feuchte Staudenfluren 
sowie Grauweidengebüsche . Viele Gewässer weisen lückige 
bis geschlossene Gehölzgürtel aus verschiedenen Weidenarten, 
Schwarz-Erle und anderen Gehölzarten auf .

Einen noch günstigen Erhaltungszustand besitzt ein Gewässer 
am nordöstlichen Rand des FFH-Gebiets . Die übrigen Gewäs-
ser weisen nur einen durchschnittlichen bis beschränkten Erhal-
tungszustand auf . Daneben zeigen weitere Kleingewässer 
Merkmale des LRT, sind diesem aber insgesamt aufgrund stär-
kerer Beeinträchtigungen gegenwärtig nicht mehr zuzuordnen . 
Beeinträchtigungen betreffen insbesondere ihren Wasser- und 
Stoffhaushalt. Neben einer großflächigen Grundwasserabsen-
kung durch Niederschlagsdefizite der vergangenen Jahrzehnte 
tragen mehrere Meliorationssysteme dazu bei, in den ange-
schlossenen Gewässern sommerliche Niedrigwasserphasen zu 
verschärfen und insgesamt natürliche Wasserstandsschwankun-
gen zu dämpfen . Dürreperioden führen schnell zu einer 
Schrumpfung beziehungsweise vollständigen Austrocknung 
der Kleingewässer . Es besteht die Gefahr einer Verschlechte-
rung der Gewässergüte durch Stoffeinträge aus den angrenzen-
den Ackerflächen. Hohe Stickstoff- und Phosphatkonzentratio-
nen führen vor allem ab Mai/Juni zu Sauerstoffarmut in den 
Gewässerkörpern .

Zur Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung des Le-
bensraumtyps sind daher vor allem Maßnahmen zur Stützung 
eines naturraumtypischen Wasserhaushalts sowie zur Minde-
rung von Stoffeinträgen in die Gewässer, zum Beispiel durch 
Schaffung beziehungsweise Beibehaltung von extensiv oder 
nicht genutzten Pufferzonen, erforderlich . Eine ackerbauliche 
Bewirtschaftung, die das morphologische Erscheinungsbild 
von Gewässern und deren Uferböschungen wesentlich verän-
dert, ist zu unterlassen .

Rotbauchunke (Bombina bombina), Erhaltungszustand B 

Die Rotbauchunke kommt in allen Teilbereichen des FFH-Ge-
biets „Schwemmpfuhl“ vor und steht im Kontakt mit weiteren 
Vorkommen in der Umgebung . Die Population bildet hier einen 
Verbreitungsschwerpunkt der Art im Bereich der Uckermark . 
Das Gebiet hat damit mindestens eine regionale Bedeutung für 
den Erhalt der Rotbauchunke im Nordosten Brandenburgs .

Die Rotbauchunke nutzt insbesondere miteinander verbundene 
Gewässersysteme und deren Uferzonen als Vermehrungshabitat 
und Sommerlebensraum . Als günstig erweisen sich dabei son-
nenexponierte, vegetationsreiche, eutrophe und dabei fisch- 
arme bis fischfreie Flachgewässer jeglicher Form. Die Art rea- 
giert auf jährliche Schwankungen im Wasserhaushalt und be-
siedelt auch temporäre Gewässer, die in niederschlagsreichen 
Jahren vorübergehend in Ackersenken entstehen . Für eine er-
folgreiche Reproduktion müssen die Gewässer eine Mindest-

wasserführung bis Mitte Juli aufweisen . Eine strukturbildende 
Wasservegetation wird zum Ablaichen sowie als Lebensraum 
der Larven (Kaulquappen) benötigt . Im näheren und weiteren 
Umfeld der Gewässer dienen Waldbereiche, Gehölze und He-
cken sowie Brachen, Stilllegungsflächen und Säume als Über-
winterungsstätten . Wichtige Kleinstrukturen im Gebiet sind 
dabei Totholz, Laub-, Reisig- und Lesesteinhaufen sowie Erd-
löcher, -spalten und -höhlen wie zum Beispiel Nagetierbauten .

Die Population der Rotbauchunke weist im Gebiet gegenwärtig 
insgesamt einen günstigen Erhaltungszustand auf . Sie besiedelt 
fast alle Kleingewässer im Gebiet . Rufergemeinschaften von  
acht bis zehn Männchen wurden in den letzten 15 Jahren an den 
beiden Söllegruppen im Nordwesten Richtung Birkholz, im Vo-
gelbruch und bei Gustavsruh verhört . Ein Schwerpunkt der Ver-
breitung befindet sich mit weit über 100 Tieren an mehreren 
Kleingewässern nordwestlich Gerswalde in Richtung des Sied-
lungssplitters Weiler . 

Die Habitate unterliegen mehreren Gefährdungen . Eine allmäh-
liche Degradation der Laichgewässer und Sommerlebensräume 
resultiert aus Stoffeinträgen durch eine unmittelbar angrenzen-
de ackerbauliche Nutzung . Zusätzlich bedrohen allmählich sin-
kende Grundwasserstände aufgrund von langjährigen Nieder-
schlagsdefiziten und Meliorationseinflüssen den Erhaltungs- 
zustand der Population . Weitere Beeinträchtigungen ihrer Le-
bensbedingungen werden verursacht durch den allgemeinen 
Rückgang von Landschaftsstrukturen zugunsten einer effizien-
ten Flächennutzung, den verbreiteten Einsatz von Mineraldün-
ger und Pflanzenschutzmitteln auf den umgebenden Land- 
wirtschaftsflächen, durch wintergetreide- und rapsdominierte 
Fruchtfolgen mit für den Lebensrhythmus der Rotbauchunke 
ungünstigen Bewirtschaftungszeitpunkten sowie stellenweise 
eine Ackernutzung bis an den unmittelbaren Rand von Kleinge-
wässern heran . Vor allem während der Wanderungszeit vieler 
Amphibien im August und September sowie im Februar und 
März soll die wendende Bodenbearbeitung vermieden werden . 
Es besteht die Gefahr, dass bei intensivem Wanderungsgesche-
hen ganze Populationen untergepflügt werden. 

Die vorgesehenen Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen 
an Kleingewässern zur Stützung und Verbesserung des Wasser-
haushaltes und zur Verminderung von Stoffeinträgen zielen auf 
eine Aufwertung der Fortpflanzungs- und Sommerlebensräume 
der Rotbauchunke ab . Weitere Maßnahmen dienen der Erhö-
hung des Nahrungsangebots sowie der Verbesserung der Habi-
tatvernetzung . An einigen Gewässern sollen Schatten werfende 
Gehölze auf südseitigen Böschungen zurückgeschnitten wer-
den . Bei einer übermäßigen Beschattung der Amphibiengewäs-
ser von mehr als 25 Prozent der Wasserfläche verbessert ein 
Rückschnitt oder die Entfernung von Gehölzen den Lebens-
raum . Durch die Entwicklung eines gewässernahen Angebots 
an geeigneten Winterlebensräumen sollen die Wanderwege der 
Amphibien verkürzt werden . 

Kammmolch (Triturus cristatus), Erhaltungszustand B  

Der Kammmolch kommt in allen Teilbereichen des FFH-Ge-
biets „Schwemmpfuhl“ vor . An zahlreichen Kleingewässern im 
Gebiet konnten bis zu drei, häufig bis zu fünf Tiere ermittelt 
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werden . An einem Gewässer südlich von Gustavsruh und an 
zwei Kleingewässern nördlich und nordwestlich von Gerswal-
de konnten bis zu 13 Tiere nachgewiesen werden . Das Gebiet 
bildet hier einen Verbreitungsschwerpunkt im Bereich der 
Uckermark . Das Gebiet hat damit mindestens eine regionale 
Bedeutung für den Erhalt der Art im Nordosten Brandenburgs .

Der Kammmolch benötigt sonnenexponierte, vegetationsrei-
che, über 0,5 m tiefe und bis mindestens in den August hinein 
Wasser führende, fischarme Flachgewässer jeglicher Form mit 
reich strukturierten Uferzonen . Als Sommerlebensraum nach 
der Laichzeit werden Gehölze, Gebüsche, Brachflächen und 
Extensivgrünland im Umfeld der Laichgewässer im Gebiet ge-
nutzt. Tagesquartiere und Überwinterungsplätze sind den Le-
bensräumen der Rotbauchunke ähnlich .

Insgesamt weist die örtliche Population der Art einen günsti-
gen Erhaltungszustand auf . Beeinträchtigungen resultieren 
aus der verinselten Lage der Population und aus der Degrada-
tion ihrer Lebensräume ähnlich wie bei denen der Rotbauch-
unke . Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen für den Kamm- 
molch unterscheiden sich nicht wesentlich von denen für die 
Rotbauchunke . In erster Linie sind Maßnahmen zur Sicherung 
und Verbesserung der Lebensraumqualität der Kleingewässer 
und deren Umfeld sowie zur Habitatvernetzung vorgesehen .

Fischotter (Lutra lutra), Erhaltungszustand C

Der Fischotter benötigt großflächig vernetzte semiaquatische 
Lebensräume mit geringem Störungsgrad, insbesondere ent-
lang von Fließgewässern . Die Feuchtgebiete und Gewässer des 
FFH-Gebiets gehören zum erweiterten Lebensraum der lokalen 
Population der Uckerniederung und ihrer Zuflüsse. Aufgrund 
der für die Art suboptimalen Lebensraumstrukturen innerhalb 
des Gebiets ist der Erhaltungszustand hier nur als beschränkt 
einzuschätzen .

Zur Erhaltung und Verbesserung der Lebensraumverhältnisse 
im Gebiet sind insbesondere Maßnahmen an Gewässern (siehe 
LRT 3150) vorgesehen . Die Uferbereiche sind in einem natur-
nahen und störungsarmen Zustand zu erhalten . Die Zerschnei-
dung von Migrationskorridoren durch Verkehrstrassen ist zu 
vermeiden . Bei der Bau- und Fallenjagd ist eine Gefährdung 
der Tierart auszuschließen .

Erläuterung zum Erhaltungszustand 

A - hervorragender Erhaltungszustand
B - guter Erhaltungszustand
C - durchschnittlicher oder beschränkter Erhaltungszustand
E - Entwicklungsfläche

5 Bestand und Bewertung weiterer Arten und Biotope

5 .1 Nach § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 18 des Branden-
burgischen Naturschutzausführungsgesetzes (BbgNatSchAG) 
geschützte Biotope

5.2 Biotope, die Einfluss auf die in Nummer 3 aufgeführten Le-
bensraumtypen nach Anhang I der FFH-Richtlinie und Ar-
ten nach Anhang II der FFH-Richtlinie haben

5.3 Entwicklungsflächen für Lebensräume nach Anhang I der 
FFH-Richtlinie, die nicht bereits in Nummer 4 aufgeführt 
sind

Kleingewässer und temporäre Kleingewässer, teilweise mit 
Röhrichtgesellschaften, Seggen- und Röhrichtmooren und 
feuchten Hochstaudenfluren (Nummern 5.1, 5.2, 5.3)

Das FFH-Gebiet weist zahlreiche Senken mit Gewässern und 
Feuchtgebieten in unterschiedlicher Größe und Ausprägung 
auf . Einem Teil der Gewässer fehlen aufgrund von übermäßiger 
Nährstoffbelastung oder temporärer Wasserführung gegenwär-
tig die für den FFH-LRT Nr . 3150 charakteristischen Wasser-
pflanzenfluren. Neben Kleingewässern, die nur während som-
merlicher Dürreperioden zeitweilig austrocknen, gibt es auch 
Hohlformen, die nur in niederschlagsreichen Jahren oder nach 
Starkregenereignissen mit Wasser gefüllt sind .

Viele Kleingewässer sind eingebettet in Komplexe aus Feucht-
biotopen wie Röhrichte, Riede und feuchte Staudenfluren. Häu-
fig handelt es sich dabei um verlandete ehemalige Gewässerbe-
reiche mit moorigen Böden . Senken mit vollständig verlandeten 
Gewässern weisen nur noch Seggen- und Röhrichtmoore auf . 
Die weitere Entwicklung führt allmählich zur Ausbildung von 
Grauweidengebüschen und schließlich von Erlenbruchwäldern .

Komplexe aus Restgewässern und ungenutzter Sukzessions- 
vegetation bieten aufgrund ihrer Unzugänglichkeit günstige  
Lebensbedingungen für störungsempfindliche Tierarten, darun-
ter gefährdete Vogelarten wie zum Beispiel die Rohrweihe . Die 
Kleingewässer sind insbesondere für die Rotbauchunke und 
den Kammmolch, aber auch für andere gefährdete und im Ge-
biet vorkommende Amphibienarten, darunter Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie wie Laubfrosch (Hyla arborea), 
Moorfrosch (Rana arvalis) und Knoblauchkröte (Pelobates fus-
cus) von Bedeutung . Sie dienen diesen als Laichgewässer und, 
zusammen mit angrenzenden Ufer- und Randzonen, auch als 
Sommerlebensraum .

Ein Teil der Kleingewässer bedarf der Verbesserung offener Ge-
wässerflächen, flacher, besonnter Ufer und Uferrandbereiche 
mit niedriger Vegetationsdecke . Um eine im Jahresverlauf aus-
reichende Wasserführung zu gewährleisten, sind einige Gewäs-
ser zu entschlammen . Weiterhin sind Drainageeinrichtungen so 
zu optimieren, dass eine Wasserabführung aus Feuchtgebieten 
verringert wird, ohne Nutzflächen unzumutbar zu beeinträchti-
gen . Zur Minderung von Stoffeinträgen sollen in den Rand- 
zonen von Gewässern nicht oder nur extensiv genutzte Puffer-
streifen eingerichtet werden . Einige Gewässer des Gebiets las-
sen sich durch Entschlammung zum dauerhaft wasserführenden 
Lebensraumtyp der natürlich eutrophen Seen wiederherstellen .

Extensivgrünland und dessen Brachen im Kontakt mit 
Kleingewässern (Nummer 5.2)

Im Nordwesten des FFH-Gebiets gibt es im Nahbereich zu Ge-
wässern in meist geringer Flächengröße extensiv genutzte 
Grünlandflächen unterschiedlicher Feuchtestufen. Die Nutzung 
erfolgt teilweise aus jagdlichen Gründen und führte im Nord-
westen des Gebiets zu einer Entwicklungsfläche des Lebens-
raumtyps Magere Flachland-Mähwiese . Im Südwesten konnte 
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sich mithilfe einer Beweidung im Kontakt mit Gras- und Stau-
denfluren der Lebensraumtyp Trockene, kalkreiche Sandrasen 
ausbilden . Die Wiesen dienen den zu schützenden Amphibien- 
arten als Nahrungshabitat und als Verbindungsbiotope zu Nach-
bargewässern . Die extensive Nutzung ohne oder mit nur mäßi-
ger Düngung und Verzicht auf den Einsatz von Pflanzen- 
schutzmitteln sollte daher überall fortgeführt werden . Die Neu-
anlage von Wiesen im Nahbereich von Gewässern ist zu fördern . 
Weiterhin gibt es im Umfeld von Gewässern an einigen Stellen 
ehemalige Grünlandflächen, die bereits seit geraumer Zeit 
brachliegen . Da eine niedrige Vegetation die Bewegungsfreiheit 
und das Nahrungsangebot für Amphibien verbessert, sollten ge-
eignete Bereiche einmal im Jahr gemäht oder gemulcht werden .

Um eine wirtschaftliche Nutzung des Mähguts zu gewährleis-
ten, könnte eine Mahd der Grünlandflächen und Brachen in der 
2 . Hälfte Mai bis zur 1 . Hälfte Juni eines Jahres erfolgen . Opti-
mal wäre jedoch eine Mahd kurz nach dem Hochsommer Mitte 
August oder in besonders trockenen Phasen im Sommer, da 
sich zu diesem Zeitpunkt die Amphibien bevorzugt im verblei-
benden Wasserlebensraum aufhalten und dann durch die Mahd 
nur geringe Verluste auftreten . In Brachen ist auch ein winterli-
cher Pflegeschnitt im Turnus von drei Jahren möglich, um 
Jungwuchs von Gehölzen und den abgestorbenen krautigen 
Aufwuchs zu entfernen .

Flächige Weidengebüsche und feuchte Feldgehölze (Num-
mern 5.1, 5.2)

Im Bereich von Feuchtsenken treten im FFH-Gebiet örtlich flä-
chig ausgebildete Weidengebüsche sowie von Erlen und Baum-
weiden dominierte, zum Teil bruchwaldartige Feldgehölze auf . 
Diese besitzen wichtige Habitatfunktion als Nahrungsraum und 
Überwinterungsstätten für Amphibien, aber auch als Lebens-
raum für andere gefährdete Tier- und Pflanzenarten der Feucht-
gebiete . Sie sind daher zu erhalten .

Feldgehölze und Laubgebüsche mittlerer Standorte,  
Baum- und Strauchhecken, Alleen (geschützt gemäß § 17 
BbgNatSchAG), Baumreihen (Nummer 5.2)

Das FFH-Gebiet weist in Teilbereichen auf Geländeböschun-
gen und entlang von Wegen strukturreiche Baum- und Strauch-
hecken auf . Weiterhin gibt es örtlich kleinere Feldgehölze . Die-
se Gehölzbiotope können bei geeigneter Lage der Amphi- 
bienfauna Überwinterungsplätze bieten sowie dem Biotopver-
bund dienen . Bestehende Gehölze sind zu erhalten und Verbin-
dungsgehölze aus naturraum- und standorttypischen heimi-
schen Gehölzen sind in geeigneten Bereichen neu anzulegen . In 
aktuell naturfern bestockten Beständen außerhalb von Feucht-
bereichen sind heimische Laubholzarten wie Rotbuche, Trau-
ben-Eiche, Winter-Linde und Hainbuche zu fördern .

Winterlebensräume von Amphibien sind im Gebiet möglichst 
in der Nähe der Sommerlebensräume zu optimieren und neu zu 
entwickeln, um ausgedehnte Wanderungsbewegungen von Am-
phibien im Frühjahr und Herbst zu vermeiden .

Lesesteinhaufen und -wälle (Nummern 5.1, 5.2)

Die Grund- und Endmoränenböden des FFH-Gebiets sind ge-
schiebereich . Steine stellen Bewirtschaftungshindernisse bei 

der Ackernutzung dar und werden daher in Acker- und Gehölz-
säumen, aber auch an Gewässerrändern abgelagert . Lesestein-
haufen und -wälle aus Steinen bis in Findlingsgröße sind im 
Gebiet weit verbreitet . Sie stellen wertvolle (Teil-)Lebensräu-
me für Kleintiere dar und können den zu schützenden Amphi-
bienarten als Winterquartier und dem nachtaktiven Kamm-
molch im Sommer auch als Tagesquartier dienen .

Lesesteinstrukturen sind daher zu erhalten . Sie können auch 
weiterhin neu abgelagert werden . Allerdings ist dabei ein  
allmähliches Verfüllen von Gewässer- und Feuchtgebietssen-
ken zu vermeiden . Lesesteinhaufen sind gemäß § 18 Absatz 1  
BbgNatSchAG in Verbindung mit § 30 BNatSchG gesetzlich 
geschützt .

6 Erhaltungsmaßnahmen

Geeignete Maßnahmen zur Umsetzung der unter Nummer 3 
aufgeführten Erhaltungsziele sind in Anlage 2 aufgeführt . Un-
berührt bleiben Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen, die 
durch die zuständige Naturschutzbehörde angeordnet, zugelas-
sen oder durchgeführt werden .

Besonderer Handlungsbedarf zur Sicherung oder Wiederher-
stellung günstiger Erhaltungszustände besteht in der Einrich-
tung von Gewässerrandstreifen bei Kleingewässern, an die eine 
ackerbauliche Nutzung unmittelbar angrenzt .

Änderungen der Erhaltungs- und Entwicklungsmaßnahmen be-
dürfen der Zustimmung des Ministeriums für Ländliche Ent-
wicklung, Umwelt und Landwirtschaft .

7 Projekte

Es wird darauf hingewiesen, dass Projekte vor ihrer Zulassung 
oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhaltungs-
zielen eines Natura-2000-Gebiets zu überprüfen sind, wenn sie 
einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen Projekten oder 
Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich zu beeinträchtigen, 
und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebiets dienen . Die 
Maßstäbe für die Verträglichkeit ergeben sich aus den Erhal-
tungszielen im Standarddatenbogen . Die Förderfähigkeit der 
Projekte wird auf Antrag im Einzelfall geprüft .

8 Umsetzung

Die Durchsetzung der einzelnen Erhaltungsmaßnahmen bezie-
hungsweise deren Berücksichtigung im Vollzug obliegt der je-
weilig zuständigen Fachbehörde, die darüber die zuständige 
Naturschutzbehörde auf Anforderung informiert . Durch den 
Bewirtschaftungserlass werden keine über die gesetzlichen Zu-
ständigkeiten hinausgehenden oder davon abweichenden Zu-
ständigkeiten begründet .

9 Inkrafttreten

Dieser Erlass tritt am Tag nach seiner Veröffentlichung im 
Amtsblatt für Brandenburg in Kraft .
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Abkürzungen:

AfL Amt für Landwirtschaft

BauGB Baugesetzbuch

BbgNatSchAG Brandenburgisches Ausführungsgesetz 
zum Bundesnaturschutzgesetz - Bran-
denburgisches Naturschutzausführungs-
gesetz

BbgWG  Brandenburgisches Wassergesetz 

BNatSchG  Gesetz über Naturschutz und Land-
schaftspflege - Bundesnaturschutzgesetz 

Cross Compliance   Gewährung von Direktzahlungen/Bei-
hilfen bei Einhaltung von Vorschriften 
in den Bereichen Umwelt, Futtermittel- 
und Lebensmittelsicherheit (Verknüp-
fung von Prämienzahlungen mit der 
Einhaltung von Umweltstandards)

DüV Verordnung über die Anwendung von 
Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kul-
tursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln 
nach den Grundsätzen der guten fachli-
chen Praxis beim Düngen - Düngever-
ordnung

Gewässersan-RL Richtlinie des Ministeriums für Ländli-
che Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft über die Gewährung von 
Zuwendungen für die Förderung der 
Sanierung und naturnahen Entwicklung 
von Gewässern

ILB Investitionsbank des Landes Branden-
burg

KULAP Richtlinie des Ministeriums für Ländli-
che Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft zur Förderung umweltge-
rechter landwirtschaftlicher Produk- 
tionsverfahren und zur Erhaltung der 
Kulturlandschaft der Länder Branden-
burg und Berlin  

LELF Landesamt für Ländliche Entwicklung, 
Landwirtschaft und Flurneuordnung

LfU Landesamt für Umwelt

RL Natürliches Erbe Richtlinie für die Förderung des natür-
lichen Erbes und des Umweltbewusst-
seins 

RL LWH/WRRL Richtlinie des Ministeriums für Ländli-
che Entwicklung, Umwelt und Land-
wirtschaft über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung der Ver-
besserung des Landschaftswasserhaus-
haltes

MLUL Ministerium für Ländliche Entwick-
lung, Umwelt und Landwirtschaft

oWB oberste Wasserbehörde

uFiB untere Fischereibehörde

uJB untere Jagdbehörde

uNB untere Naturschutzbehörde

uWB untere Wasserbehörde

VV-VN Verwaltungsvorschrift zum Vertrags- 
naturschutz in Brandenburg

WBV Wasser- und Bodenverband

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaus-
halts - Wasserhaushaltsgesetz 
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Öffentliche Anerkennung
als Träger der freien Jugendhilfe

Verwaltungsvorschriften 
des Ministeriums für Bildung, Jugend und Sport

Vom 10 . März 2016

1  Geltungsbereich

Die öffentliche Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe 
durch die oberste Landesjugendbehörde des Landes Branden-
burg erfolgt auf der Grundlage des Achten Buches Sozial- 
gesetzbuch (SGB VIII) vom 11 . September 2012 (BGBl . I 
S . 2022) und des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Ach- 
ten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe  
(AGKJHG) vom 26 . Juni 1997 (GVBl . I S . 87) in der jeweils 
geltenden Fassung . Die Grundsätze für die Anerkennung der 
freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII der Arbeitsgemeinschaft 
der Obersten Landesjugendbehörden werden beachtet, soweit 
sie die Anerkennung durch den überörtlichen Träger der öffent-
lichen Jugendhilfe betreffen .

2  Träger

(1) Öffentlich anerkannte Träger der freien Jugendhilfe können 
gemeinnützige Organisationen sein, die Aufgaben im Sinne des 
SGB VIII über einen Zeitraum von mehr als einem Jahr konti-
nuierlich angeboten haben . Gemäß § 75 Absatz 2 SGB VIII 
haben Träger der freien Jugendhilfe Anspruch auf öffentliche 
Anerkennung, wenn sie unter den in § 75 Absatz 1 SGB VIII 
genannten Voraussetzungen mindestens drei Jahre tätig gewe-
sen sind .

(2) Kraft Gesetzes anerkannt sind gemäß § 75 Absatz 3 
SGB VIII und § 16 Absatz 2 AGKJHG 

a) Kirchen und Religionsgemeinschaften des öffentlichen 
Rechts 

 und

b) die in der Liga der freien Wohlfahrtspflege zusammenge-
schlossenen Verbände, ihre Untergliederungen und die den 
Verbänden angehörenden Träger der freien Jugendhilfe so-
wie landesweit tätige Jugendverbände und ihre Unterglie-
derungen, soweit die Voraussetzungen für die öffentliche 
Anerkennung bereits am 1 . März 1991 vorlagen .

3  Anerkennungsvoraussetzungen

(1) Träger der freien Jugendhilfe können durch die oberste Lan-
desjugendbehörde des Landes Brandenburg öffentlich aner-
kannt werden, wenn sie

a) überwiegend im Zuständigkeitsbereich von mindestens ei-
nem Viertel der Jugendämter des Landes Brandenburg oder 
auf Landesebene tätig sind,

b) gemäß § 75 Absatz 1 SGB VIII

aa)  auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne des § 1 SGB 
VIII tätig sind,

bb)  gemeinnützige Ziele verfolgen,
cc)  aufgrund der fachlichen und personellen Vorausset-

zungen erwarten lassen, dass sie einen nicht unwesent-
lichen Beitrag zur Erfüllung der Aufgaben der Jugend-
hilfe zu leisten imstande sind, und

dd)  die Gewähr für eine den Zielen des Grundgesetzes för-
derliche Arbeit bieten,

c) ihre Tätigkeit auf Dauer und Kontinuität angelegt ist und 
einen wesentlichen Beitrag für die Jugendhilfe und deren 
Weiterentwicklung im Land Brandenburg leistet .

(2) Die Voraussetzungen gemäß § 75 Absatz 1 SGB VIII sind 
erfüllt, wenn

a) die Tätigkeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe im Sinne von 
§ 1 SGB VIII und Artikel 27 der Verfassung des Landes 
Brandenburg sowohl nach der Satzung als auch in der prak-
tischen Arbeit nachweislich als ein wesentlicher, von ande-
ren Aufgabenbereichen abgegrenzter Schwerpunkt reali-
siert wird,

b) aus der selbstbestimmten Aufgabenstellung und Tätigkeit 
des Trägers die Verfolgung gemeinnütziger Ziele im Sinne 
der Aufgaben der Jugendhilfe gemäß § 2 Absatz 2 SGB VIII 
festgestellt werden kann,

c) die Angebote und Hilfen den Problemlagen gegenüber 
fachlich angemessen sind und die Träger im Sinne der Re-
gelungen des Kapitels 2 SGB VIII

aa) Möglichkeiten und Angebote bereitstellen, in denen 
junge Menschen ihrem Alter entsprechend ihre Inte- 
ressen und Bedürfnisse einbringen und realisieren 
können, oder

bb)  soziale Einrichtungen anbieten, in denen das Aufwach-
sen von Kindern unter Gleichaltrigen und damit in der 
Gemeinschaft ermöglicht wird, oder

cc) Hilfen und Beratung für Kinder, Jugendliche und ihre 
Familien oder für Träger der Jugendhilfe anbieten

dd)  sowie eine partnerschaftliche Zusammenarbeit mit an-
deren Trägern der öffentlichen und freien Jugendhilfe 
erfolgt,

d) die Arbeit geeignet erscheint, junge Menschen zu befähi-
gen, ihre Anlagen und Fähigkeiten zu entwickeln, ihre Per-
sönlichkeit zu entfalten, die Würde der Menschen zu achten 
und ihre Rechte und Pflichten gegenüber den Mitmenschen 
in Familie, Gesellschaft und Staat kennenzulernen und 
wahrzunehmen beziehungsweise zu erfüllen,

e) eine hinreichend feste Organisationsstruktur vorhanden ist, 
die

aa)  die Einheit und Beständigkeit des Trägers unabhängig 
vom Wechsel der Mitglieder gewährleistet,

bb)  ein gemeinsames Handeln nach außen ermöglicht und 
eine kontinuierliche Arbeit erwarten lässt sowie

cc)  Voraussetzungen für alle Mitglieder entsprechend ih-
rem Alter, mindestens aber ab dem vollendeten 14 . Le-
bensjahr bietet, sich nach demokratischen Grundsät-
zen an der Willensbildung und Entscheidungsfindung 
innerhalb der Organisation zu beteiligen .
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f)  Die eigenständige Anerkennung von Jugendverbänden oder 
deren Strukturen, die Bestandteil von Erwachsenenorgani-
sationen oder bereits anerkannter freier Träger sind, kann 
nur erfolgen, wenn die Eigenverantwortlichkeit, Selbstorga- 
nisation und die satzungs- und richtlinienmäßige Unabhän-
gigkeit der Jugendstruktur von der Erwachsenenorganisati-
on gewährleistet ist .

 Dies setzt insbesondere voraus

aa)  die Gewährleistung des Rechts auf Selbstorganisation 
und Selbstgestaltung in der Satzung des Erwachsenen-
verbandes,

bb)  eine eigene Jugendordnung oder -satzung,
cc)  selbstgewählte Organe,
dd)  eine demokratische Willensbildung und einen demo-

kratischen Organisationsaufbau innerhalb der Jugend-
struktur sowie

ee)  eine eigenverantwortliche Verfügung über die für die 
Jugendarbeit bereitgestellten Mittel .

4  Antragstellung

(1) Die Antragstellung durch den freien Träger erfolgt formlos 
und schriftlich bei der obersten Landesjugendbehörde des Lan-
des Brandenburg . Dem Antrag sind folgende Angaben bezie-
hungsweise Unterlagen beizufügen:

a)  eine ausführliche Darstellung der Ziele, Aufgaben und Ar-
beitsmethoden sowie der Organisationsform,

b)  Namen, Alter, Beruf und Anschriften aller Vorstandsmit-
glieder,

c)  Übersicht über Orts- und Kreisgliederungen beziehungs-
weise Mitgliedsorganisationen mit deren Anschriften,

d)  Übersicht über Aktivitäten im Land Brandenburg des je-
weils letzten Jahres vor Antragstellung,

e)  Satzung sowie bei freien Trägern, die Teil einer Gesamtorga-
nisation sind, die Satzung der Gesamtorganisation sowie

f)  ein aktueller Auszug aus dem Vereinsregister .

(2) Träger, die nicht als Vereine organisiert sind, haben entspre-
chende Unterlagen vorzulegen .

5  Prüfung des Antrages

(1) Die Prüfung der Anerkennungsvoraussetzungen erfolgt durch 
die oberste Landesjugendbehörde des Landes Brandenburg .

Den örtlichen Jugendämtern im Land Brandenburg ist vor der 
Entscheidung die Möglichkeit der Stellungnahme zu geben .

Dem Antragsteller kann vor der Entscheidung die Möglichkeit 
der Anhörung und Begründung seines Antrages eingeräumt 
werden .

(2) Bei der Anerkennung eines bundesweit tätigen Trägers mit 
Sitz im Land Brandenburg sind die Stellungnahmen der für Ju-
gendhilfe zuständigen obersten Landesjugendbehörden der üb-
rigen Bundesländer sowie des für Jugend zuständigen Bundes-
ministeriums einzubeziehen .

Die Anerkennung von bundesweit tätigen Trägern mit regiona-
len Untergliederungen bezieht sich in der Regel nur auf die 
Gliederung auf Bundesebene .

6  Entscheidung über die Anerkennung

(1) Die Entscheidung über die öffentliche Anerkennung als Trä-
ger der freien Jugendhilfe trifft die oberste Landesjugendbehör-
de im Benehmen mit dem Landes-Kinder- und Jugendausschuss .

Die Anerkennung kann befristet und unter Auflagen und Bedin-
gungen zuerkannt werden .

Handelt es sich bei dem Träger gemäß § 12 SGB VIII um einen 
Jugendverband oder eine Jugendgruppe, so ist dies im Anerken-
nungsbescheid festzustellen .

(2) Die öffentliche Anerkennung ist zu beurkunden . Eine ableh-
nende Entscheidung ist dem Träger schriftlich mitzuteilen und 
zu begründen .

(3) Bei der Beantragung der Ausdehnung der öffentlichen Aner-
kennung gemäß § 16 Absatz 3 AGKJHG sowie bei der Neubil-
dung weiterer Untergliederungen hat die durch die oberste  
Landesjugendbehörde des Landes Brandenburg anerkannte 
Dachorganisation die entsprechende Vergleichbarkeit hinsicht-
lich der Organisationsformen, Satzungsregelungen und Betäti-
gungsfelder in jedem Einzelfall zu prüfen und zu gewährleisten .

(4) Bei freien Trägern mit rechtlich unselbstständigen Unter-
gliederungen erstreckt sich die Anerkennung in der Regel auch 
auf ihre Untergliederungen .

(5) Über die Aberkennung der öffentlichen Anerkennung ge-
mäß § 16 Absatz 4 AGKJHG entscheidet die oberste Landes- 
jugendbehörde von Amts wegen .

(6) Wird ein Antrag abgelehnt, so ist eine erneute Antragstel-
lung nur zulässig, wenn eine den Gründen der Ablehnung ent-
sprechende Änderung der Voraussetzungen gemäß Nummer 3 
eingetreten ist .

7  Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am 23 . März 2016 in Kraft .
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Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für das Vorhaben wesentliche Änderung der 

PBT-Anlage am Standort der 
BASF Schwarzheide GmbH in 01987 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26 . April 2016

Die Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Straße 1 in 
01987 Schwarzheide beantragt die wesentliche Änderung ge-
mäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
der PBT-Anlage auf dem Grundstück in der Gemarkung 
Schwarzheide, Flur 6, Flurstück 470 . 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 4 .1 .8EG in 
Spalte c des Anhanges der Verordnung über genehmigungs- 
bedürftige Anlagen (4 . BImSchV) sowie um ein Vorhaben der 
Nummer 4 .2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) . 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge-
meine Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen .

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver-
fahrens auf der Grundlage der vom Vorhabenträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 während der Dienst-
stunden im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Um-
weltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-
Straße 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4 .27 eingesehen werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2 . Mai 2013 (BGBl . I S . 973, 3756), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 der Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 

S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
21 . Dezember 2015 (BGBl . I S . 2490) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Errichtung und Betrieb von zwei Windkraftanlagen 
in 03103 Neu-Seeland

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26 . April 2016

Die Firma UKA Meißen Projektentwicklung GmbH & Co . KG, 
Dr . Eberle-Platz 1 in 01662 Meißen, beantragt die Genehmigung 
gemäß § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf den Grundstücken in der Gemarkung Leeskow, Flur 1, 
Flurstücke 196 und 432 zwei Windkraftanlagen zu errichten 
und zu betreiben . 

Gemäß § 1 Absatz 2 der Neunten Verordnung zur Durchfüh-
rung des BImSchG ist für das Vorhaben die Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehen .

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den 
Betrieb von zwei baugleichen Windkraftanlagen des Typs Ves-
tas V126 mit einem Rotordurchmesser von 126 m und einer 
Nabenhöhe von 137 m zuzüglich 2 m Fundamenterhöhung 
(Gesamthöhe 202 m) . Die Leistung soll 3,3 MWel je Anlage 
betragen .

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im I . Quartal 2017 vorgese-
hen . 

I. Auslegung

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 04.05.2016 bis einschließlich 
03.06.2016 im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer 
Umweltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-
Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus, Zimmer 4 .27 ausgelegt und 
können während der Dienststunden eingesehen werden . Das 
Dienstgebäude ist von Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 
15:00 Uhr und Freitag von 09:00 bis 14:00 Uhr geöffnet . Außer-
halb der Öffnungszeiten kann eine Einsicht nach vorheriger tele-
fonischer Anmeldung unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 
ermöglicht werden .

Die oben genannten Unterlagen liegen auch im Amt Altdöbern, 
Bauamt, Markt 24 in 03229 Altdöbern und in der Stadt 
Großräschen, Bauamt, Calauer Straße 27 in 01983 Großräschen 
aus und können dort während der Dienststunden von jedermann 
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eingesehen werden . Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch 
Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit . 

II. Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Ein-
wendungsfrist vom 04.05.2016 bis einschließlich 17.06.2016 
schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfah-
rensstelle Süd, Postfach 601061 in 14410 Potsdam OT Groß 
Glienicke oder bei einer der vorgenannten Auslegungsstellen 
unter Angabe der Registriernummer 40.084.00/14/1.6.2V/RS 
erhoben werden . Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle 
Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen .

III. Erörterungstermin

Die form- und fristgerechten Einwendungen werden in einem 
Erörterungstermin am 10.08.2016 um 10:00 Uhr im Schüt-
zenhaus Altdöbern, Weinbergsweg 11 in 03229 Altdöbern 
erörtert . Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlos-
sen werden, wird der Erörterungstermin an den folgenden 
Werktagen fortgesetzt . Es wird darauf hingewiesen, dass die 
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden .

IV. Hinweise

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
hörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu geben . 
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind . Die Zustellung der 
Entscheidung über die Einwendungen kann durch öffentliche 
Bekanntmachung ersetzt werden .

V. Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2 . Mai 2013 (BGBl . I S . 973, 3756), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 der Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 5 der 
Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 

S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
21 . Dezember 2015 (BGBl . I S . 2490) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Genehmigung für zwölf Windkraftanlagen
in 14547 Beelitz, Gemarkung Reesdorf 

im Landkreis Potsdam-Mittelmark

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 26 . April 2016

Der Firma juwi Energieprojekte GmbH aus 55286 Wörrstadt, 
Energie-Allee 1 wurde die Genehmigung erteilt, je eine Wind-
kraftanlage (somit insgesamt zwölf Anlagen) vom Typ Nordex 
N117 auf folgenden Flurstücken in der Stadt 14547 Beelitz in 
der Gemarkung Reesdorf zu errichten und zu betreiben .

- in der Flur 3 auf den Flurstücken 25/1, 72, 83 und 84
- in der Flur 4 auf den Flurstücken 14, 242, 246, 259, 263, 

274, 278 und 280 .

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung . 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt .
In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG) ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwen-
dungen entschieden worden.

Auslegung

Die Genehmigung nach BImSchG liegt mit einer Ausfertigung 
der genehmigten Antragsunterlagen in der Zeit vom 28.04.2016 
bis 11.05.2016 im Landesamt für Umwelt, Seeburger Chaus-
see 2, Haus 3, Raum 328 in 14476 Potsdam, OT Groß Glienicke 
und in folgenden amtsfreien Gemeinden und Ämtern zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden aus

- in der Stadtverwaltung Beelitz, Berliner Str . 202 in 
14547 Beelitz, im Obergeschoss gegenüber den Zim-
mer 209

- in der Verwaltung des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-
Str . 59 in 14822 Brück im Zimmer 205 .  

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, 



446 Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 16 vom 27 . April 2016

Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2 in 
14476 Potsdam, OT Groß Glienicke, schriftlich angefordert 
werden .

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach dessen 
Zustellung schriftlich oder zur Niederschrift Widerspruch ein-
gelegt werden . 
Ein schriftlicher Widerspruch ist an das Landesamt für Umwelt, 
Postfach 601061, 14410 Potsdam zu richten .
Zur Niederschrift kann der Widerspruch beim Landesamt für 
Umwelt, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam, OT Groß 
Glienicke eingelegt werden .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 (BGBl . I 
S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Verordnung vom 
31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 5 der 
Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 95), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
21 . Dezember 2015 (BGBl . I S . 2490)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle West

Erlass einer nachträglichen Anordnung 
für eine Anlage zur Erzeugung von Prozesswärme/

Schnellstarteranlage in 16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26 . April 2016

Die Firma UPM GmbH betreibt auf dem Grundstück in 
16303 Schwedt/Oder, Kuhheide 1 eine Feuerungsanlage 
(Schnellstarter) zur Erzeugung von Prozesswärme . 
Diese Anlage ist gemäß § 4  Absatz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nummer 1 .1EG 
des Anhanges 1 zur 4 . Verordnung zur Durchführung des  
BImSchG (4 . BImSchV) eine genehmigungsbedürftige Anlage 
sowie eine Anlage der Nummer 1 .1 gemäß Anhang I der Richt-
linie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (integrierte Vermei-
dung und Verminderung der Umweltverschmutzung [IED-
Richtlinie]) .

Die Firma UPM wurde im Rahmen einer nachträglichen An-
ordnung gemäß § 17 Absatz 1 des BImSchG verpflichtet, den 
derzeitigen Betrieb der Feuerungsanlage so zu ändern, dass die 
nach der Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- und 
Verbrennungsmotorenanlagen (13 . BImSchV) vom 2 . Mai 2013 
ab dem 01 .01 .2016 geforderten Emissionsgrenzwerte für beste-
hende Anlagen eingehalten werden . 

Einwendungen gegen den im Zeitraum vom 03 .02 .2016 bis 
02 .03 .2016 in den Diensträumen des Landesamtes für Umwelt 
in 16303 Schwedt, Dammweg 11 ausgelegten Entwurf der 
nachträglichen Anordnung nach Bundes-Immissionsschutzge-
setz liegen nicht vor . 

Auslegung

Der Bescheid der nachträglichen Anordnung mit Begründung 
liegt zwei Wochen vom 28.04.2016 bis einschließlich 12.05.2016 
im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 2, Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung T22, 
Dammweg 11 in 16303 Schwedt/Oder Zimmer 2 .29 zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden aus .

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegen-
über Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zu-
gestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den oben genannten Bescheid der nachträglichen Anord-
nung können Sie innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
Widerspruch erheben . Der Widerspruch ist schriftlich an das 
Landesamt für Umwelt, Postfach 601061 in 14410 Potsdam zu 
richten oder mündlich zur Niederschrift im Landesamt für Um-
welt, Dammweg 11, 16303 Schwedt/Oder einzulegen .

Rechtsgrundlagen

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) 

- 4 . Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4 . BImSchV)

- Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung (IED-Richtlinie)

- Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/
EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) 

- BVT-Merkblatt über die besten verfügbaren Techniken für 
Großfeuerungsanlagen
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- Dreizehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (Verordnung über Großfeuerungs-, 
Gasturbinen und Verbrennungsmotoranlagen - 13 . BImSchV)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 2

Referat T22, Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder

Erlass einer nachträglichen Anordnung 
mit Ausnahmeentscheidung für eine Anlage 

zur Verbrennung von drei Tonnen nicht gefährlicher 
Abfälle oder mehr in 16303 Schwedt/Oder

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 26 . April 2016

Die Firma UPM GmbH betreibt auf dem Grundstück in 
16303 Schwedt/Oder, Kuhheide 1 eine Anlage zur Verbrennung 
nicht gefährlicher Abfälle von mehr als drei Tonnen am Tag . 
Diese Anlage ist gemäß § 4  Absatz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) in Verbindung mit Nummer 8 .1 .1 .3 EG 
des Anhanges 1 zur 4 . Verordnung zur Durchführung des  
BImSchG (4 . BImSchV) eine genehmigungsbedürftige Anlage 
sowie eine Anlage der Nummer 5 .2 . a) gemäß Anhang I  der 
Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (integrierte 
Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 
[IED-Richtlinie]) .

Die Firma UPM wurde im Rahmen einer nachträglichen An-
ordnung gemäß § 17 Absatz 1 des BImSchG verpflichtet, den 
derzeitigen Betrieb der Abfallverbrennungsanlage so zu än-
dern, dass die nach der Verordnung über die Verbrennung und 
die Mitverbrennung von Abfällen (17 . BImSchV) vom 2 . Mai 
2013 ab dem 01 .01 .2016 und ab dem 01 .01 .2019 geforderten 
neuen Emissionsgrenzwerte für bestehende Anlagen eingehal-
ten werden .

Einwendungen gegen den im Zeitraum vom 03 .02 .2016 bis 
02 .03 .2016 in den Diensträumen des Landesamtes für Umwelt 
in 16303 Schwedt, Dammweg 11 ausgelegten Entwurf der 
nachträglichen Anordnung nach Bundes-Immissionsschutzge-
setz liegen nicht vor . 

Im Einklang mit der Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemis-
sionen ist eine befristete Ausnahme von einzelnen Anforderun-
gen der Verordnung über die Verbrennung und die Mitverbren-
nung von Abfällen (17 . BImSchV) zugelassen worden .

Auslegung

Der Bescheid der nachträglichen Anordnung mit Begründung 
sowie die Ausnahmeentscheidung mit Begründung liegen  
zwei Wochen vom 28.04.2016 bis einschließlich 12.05.2016 
im Landesamt für Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 2, Referat Technischer Umweltschutz/Überwachung 
T22, Dammweg 11 in 16303 Schwedt/Oder Zimmer 2 .29 zur 
Einsichtnahme während der Dienststunden aus .

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gelten der Bescheid  
sowie die Ausnahmeentscheidung gegenüber Dritten, die 
keine Einwendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den oben genannten Bescheid der nachträglichen Anord-
nung und die Ausnahmeentscheidung können Sie innerhalb  
eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erheben . Der Wi-
derspruch ist schriftlich an das Landesamt für Umwelt, Post- 
fach 601061 in 14410 Potsdam zu richten oder mündlich zur 
Niederschrift im Landesamt für Umwelt, Dammweg 11, 
16303 Schwedt/Oder einzulegen .

Rechtsgrundlagen

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - 
BImSchG) 

- 4 . Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (4 . BImSchV)

- Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24 .11 .2010 über Industrieemissionen (inte- 
grierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung (IED-Richtlinie)

- Gesetz über ergänzende Vorschriften zu Rechtsbehelfen in 
Umweltangelegenheiten nach der EG-Richtlinie 2003/35/
EG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz - UmwRG) 

- Siebzehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Im-
missionsschutzgesetzes (Verordnung über die Verbrennung 
und die Mitverbrennung von Abfällen - 17 . BImSchV)

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 2

Referat T22, Technischer Umweltschutz/Überwachung 
Schwedt/Oder
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Genehmigung für die Errichtung 
und den Betrieb von elf Windkraftanlagen 

in 15926 Luckau OT Duben

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt
Vom 26 . April 2016

Der Firma Vattenfall Europe Windkraft GmbH, Überseering 12 
in 22297 Hamburg wurde die Genehmigung gemäß §§ 4, 10 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf den 
Grundstücken in der Gemarkung Karche, Flur 3, Flur-
stück 83 und Flur 2, Flurstücke 7, 20, 27, 38, 39, 40, in der 
Gemarkung Alte Heide 02, Flur 8,  Flurstücke 10, 16 und in 
der Gemarkung Alte Heide 01, Flur 6, Flurstück 1 elf Wind-
kraftanlagen des Typs GE 2,5-120 im Windpark Duben Süd zu 
errichten und zu betreiben . Die Windkraftanlagen haben je eine 
Nabenhöhe von 139 m inklusive 2 m Fundamenterhöhung,  
einen Rotordurchmesser von 120 m, eine Gesamthöhe von 
199 m und eine elektrische Leistung von 2,5 MW . Der Mast des 
Anlagentyps ist ein geschlossener, konischer Turm aus Fertig-
teilbeton- und Stahlsegmenten . Zu jeder Anlage gehören Fun-
damente, Trafostation (im Turm integriert), Kranaufstellflächen 
und Zufahrtswege . 

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung .

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung schließt die 
Baugenehmigung und die Waldumwandlungsgenehmigung ein 
und wurde unter den im Genehmigungsbescheid aufgeführten 
Nebenbestimmungen erteilt . 

Die sofortige Vollziehung der Genehmigung wurde angeordnet .

Zu dem Vorhaben wurden keine Einwendungen erhoben . 

Auslegung

Der Genehmigungsbescheid nach BImSchG liegt mit einer 
Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in der Zeit 
vom 28.04.2016 bis einschließlich 11.05.2016 im Landesamt 
für Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cott-
bus, Zimmer 4 .27 aus und kann dort während der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden . Das Dienstgebäude ist 
von Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 15:00 Uhr und Frei-
tag von 09:00 bis 14:00 Uhr geöffnet . Außerhalb der Öffnungs-
zeiten kann eine Einsicht nach vorheriger telefonischer Anmel-
dung unter der Telefonnummer 0355 4991-1411 ermöglicht 
werden .

Die oben genannten Unterlagen liegen auch bei der Stadt 
Luckau, Zimmer 123, Am Markt 34 in 15926 Luckau aus und 
können dort während der Dienststunden von jedermann einge-
sehen werden . 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch 
gegenüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustel-
lung Widerspruch erhoben werden . Der Widerspruch ist schrift-
lich beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Süd, Postfach 601061 in 14410 Potsdam oder zur 
Niederschrift beim Landesamt für Umwelt, Abteilung Techni-
scher Umweltschutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, 
Von-Schön-Straße 7 in 03050 Cottbus einzulegen .

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn- 
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17 . Mai 2013 
(BGBl . I S . 1274), zuletzt geändert durch Artikel 76 der Ver-
ordnung vom 31 . August 2015 (BGBl . I S . 1474)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2 . Mai 2013 (BGBl . I S . 973), zuletzt geändert durch Artikel 3 
der Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670, 3756)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9 . BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29 . Mai 
1992 (BGBl . I S . 1001), zuletzt geändert durch Artikel 5 der 
Verordnung vom 28 . April 2015 (BGBl . I S . 670)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
21 . Dezember 2015 (BGBl . I S . 2490) 

Landesamt für Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1

Genehmigungsverfahrensstelle Süd

Feststellung des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben „Sanierung FGL 14, NB Süd, 
Bereich Lauchhammer

ONTRAS Vorhaben - Nr.: ON 13059“

Bekanntmachung des Landesamtes für Bergbau, 
Geologie und Rohstoffe 

Vom 4 . April 2016

Das Ingenieurbüro Weishaupt (IbW) plant im Bereich Lauch-
hammer im Auftrag der ONTRAS Gastransport GmbH  
(ONTRAS Vorhaben-Nr .: ON 13059) die Sanierung der Fern-
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Feststellen des Unterbleibens 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

für das Vorhaben einer Erstaufforstung

Bekanntmachung des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg, Oberförsterei Baruth 

Vom 6 . April 2016

Der Antragsteller plant im Landkreis Teltow-Fläming, Gemar-
kung Schöbendorf, Flur 11, Flurstück 36 die Erstaufforstung 
gemäß § 9 LWaldG1 auf einer Fläche von 9,00 ha (Anlage 
Mischwald mit Waldrandgestaltung) .

Gemäß Nummer 17 .1 .3 Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG2 ist 
für geplante Erstaufforstungen von 2 ha bis weniger als 20 ha 
Wald zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortsbezoge-
ne Vorprüfung des Einzelfalls im Sinne des § 3c Satz 2 UVPG 
durchzuführen .

Die Vorprüfung wurde auf der Grundlage der Antragsunter- 
lagen vom 27 .11 .2015, Az .: LFB-17 .01-7020-6/05/15/Schö-
bendorf durchgeführt .

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das 
oben benannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Begrün-
dung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden Unterla-
gen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter der 
Telefonnummer 033704 706900 während der Dienstzeit beim 
Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberförsterei Baruth, Ernst-
Thälmann-Platz 3 a, 15837 Baruth/Mark eingesehen werden .

Rechtsgrundlagen

1 . Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom 
20 . April 2004 (GVBl . I S . 137) in der geltenden Fassung

2 . Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 
(BGBl . I S . 94) in der geltenden Fassung

3 . Gesetz über die Prüfung von Umweltauswirkungen bei be-
stimmten Vorhaben, Plänen und Programmen im Land 
Brandenburg (Brandenburgisches Gesetz über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung - BbgUVPG) vom 10 . Juli 2002 
(GVBl . I S . 62) in der geltenden Fassung

BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

gasleitung 14 .  Die Maßnahme ist aus versorgungstechnischen 
Gründen erforderlich .

Auf Antrag der ONTRAS Gastransport GmbH führte das Lan-
desamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe eine standort- 
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3c Satz 2 UVPG 
in Verbindung mit Nummer 19 .2 .4 der Anlage 1 UVPG durch . 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht.

Die Feststellung erfolgte auf der Grundlage der von der Vorha-
benträgerin vorgelegten Unterlagen .

Diese Entscheidung ist nicht selbstständig anfechtbar . Die Be-
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden An-
tragsunterlagen einschließlich Kartenmaterial können nach 
vorheriger telefonischer Anmeldung (0355 48640-326) wäh-

rend der Dienstzeiten im Landesamt für Bergbau, Geologie und 
Rohstoffe, Dezernat 32, Inselstraße 26, 03046 Cottbus, einge-
sehen werden .

Rechtsgrundlagen:

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24 . Februar 2010 (BGBl . I 
S . 94), zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21 . De-
zember 2015 (BGBl . I S . 2490) geändert 

- Energiewirtschaftsgesetz vom 7 . Juli 2005 (BGBl . I 
S . 1970, 3621), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Geset-
zes vom 19 . Februar 2016 (BGBl . I S . 254)

Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe



450 Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 16 vom 27 . April 2016

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden . Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw . 
Gläubiger widerspricht . Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der 
Verteilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläu-
bigers und den übrigen Rechten nachgesetzt . Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines 
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin er-
folgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberück-
sichtigt .
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine 
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung 
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len . Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift 
der Geschäftsstelle abgeben .
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge-
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent-
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt . Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver-
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes .

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung zum Zwecke der Aufhe-
bung der Gemeinschaft sollen am 

Mittwoch, 22. Juni 2016, 9:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von  
Bad Saarow-Pieskow Blatt 1436 eingetragenen Grundstücke, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

1 17 14/2 Waldfläche, Reichenwalder Str. 7 .055
2 17 76 Landwirtschaftsfläche, Waldfläche, 

Silbersee
3 .049

3 19 59 Landwirtschaftsfläche, Waldfläche, 
Silberberger Chaussee, Am Dachsberg

61 .339

4 19 76 Waldfläche, Dachsberg 9 .349
5 19 148 Gebäude- und Freifläche, Erholungs-

fläche, Silberberg 17
1 .502

versteigert werden .

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
29 .09 .2014 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt 
festgesetzt: 
Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in m²

Verkehrswert 
in Euro

1 17 14/2 Waldfläche, Reichen-
walder Str .

7 .055 1 .800,00

2 17 76 Landwirtschaftsfläche, 
Waldfläche, Silbersee

3 .049 600,00

3 19 59 Landwirtschaftsfläche, 
Waldfläche, Silberberger 
Chaussee, Am Dachsberg

61 .339 29 .500,00

4 19 76 Waldfläche, Dachsberg 9 .349 3 .500,00
5 19 148 Gebäude- und Freifläche, 

Erholungsfläche, 
Silberberg 17

1 .502 77 .000,00

Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden .
Postanschrift: -  Grundstück lfd. Nr. 1 - ohne - Waldfläche
 -  Grundstück lfd. Nr. 2 - ohne - Waldfläche
 -  Grundstück lfd . Nr . 3 - ohne - Landwirt-

schaftsfläche
 -  Grundstück lfd. Nr. 4 - ohne - Waldfläche
 -  Grundstück lfd . Nr . 5, Silberberg 17, 

15526 Bad Saarow
Bebauung:  Grundstück lfd . Nr . 1 - 4 - unbebaut -
 Grundstück lfd . Nr . 5 - Wohnhaus (Doppelhaus-

hälfte), in Massivbauweise, voll unterkellert .
Hinweis:  Die Grundstücke lfd . Nr . 1 - 4 liegen vollstän-

dig innerhalb des Landschaftsschutzgebietes 
„Scharmützelseegebiet“ .

Geschäfts-Nr .: 3 K 92/14

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 22. Juni 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, die im Grundbuch von 
Frankfurt (Oder) Blatt 8966 eingetragenen Grundstücke, Be-
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

12 107 154/4 Landwirtschaftsfläche, Am Spring, 
Seestraße

1 .727

13 107 32/6 Landwirtschaftsfläche, Seestraße 168

versteigert werden .

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
12 .02 .2015 eingetragen worden .
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt 
festgesetzt: 

lfd . 
Nr .

Flur Flur-
stück

Wirtschaftsart und Lage Größe 
in qm

Verkehrswert
in Euro

12 107 154/4 Landwirtschaftsfläche, 
Am Spring, Seestraße

1 .727 8 .500,00

13 107 32/6 Landwirtschaftsfläche, 
Seestraße 

168 1 .500,00

Im Termin am 16 .03 .2016 wurde der Zuschlag wegen Nichter-
reichung der 5/10-Grenze gemäß § 85 a ZVG versagt .
Das Wertgutachten kann während der Sprechzeiten im Amtsge-
richt eingesehen werden .
Lage:  Frankfurt(Oder) Ortsteil Güldendorf, (im Eckbe-

reich der Straße Am Spring und der Seestraße)
Bebauung: unbebaut, brach liegende Flächen der Land- und 

Forstwirtschaft
Geschäfts-Nr .: 3 K 21/15

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 14. Juni 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Blankenfelde Blatt 5002 eingetragene Wohnungseigentum, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 1, 1/2 (ein halb) Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Gemarkung Blankenfelde, Flur 6, Flurstück 47, Breitscheid-
str . 2 c, 2 d, Größe 1 .034 m²

verbunden mit dem Sondereigentum an der linken Wohnung 
Nr . 2 des Aufteilungsplanes; mit Kellerraum 2 des Aufteilungs-
planes .
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Blankenfelde Blätter 5001 und 5002); der hier 
eingetragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen 
Miteigentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte be-
schränkt .
Es besteht ein Sondernutzungsrecht an der Grundstücksfläche 
A-D-E-F .

lfd . Nr . 2 zu1, Wegerecht gemäß § 10 des Rezesses von Dahle-
witz vom 1 . November 1923/8 . Januar 1924 über Kartenblatt 1 
Nr . 132/16/Band 6 Blatt 142), 521/112 (Band I Blatt 8, 
526/97,525/0 .97 (Band 2 Blatt 25,518/112 Band 1 Blatt 3) 
605/93 etc . 606/0 .93,516/112 (Band 5 Blatt 119) von Dahlewitz

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 222 .600,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14 .04 .2010 eingetragen worden . 

Das Grundstück befindet sich entgegen der Grundbuchbezeich-
nung und aufgrund einer Straßenumbenennung in 15827 Blan-
kenfelde, Oderstr . 2 d . Es ist bebaut mit einer Doppelhaushälfte 
und einem Nebengebäude als ehemaliges Wochenendhaus .

Angaben zur Doppelhaushälfte: Massivbau, Bj. ca. 1998, Wfl. 
ca . 148 m², Keller: Schlafzimmer, Flur Bad, 2 Kinderzimmer, 
EG: Windfang, Gäste WC, Flur, Küche, Wohnzimmer, DG:  
Küche, Bad, Wohnzimmer, Schlafzimmer, Flur, Spitzboden: 
1 Raum, tw . vermietet, zwangsverwaltet .
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .

Im Termin am 06 .09 .2011 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwer-
tes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleiben-
den Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat .
AZ: 17 K 34/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 16. Juni 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Saalow Blatt 561 eingetragene Grundstück, Bezeichnung ge-
mäß Bestandsverzeichnis:
lfd . Nr . 4,  Gemarkung Saalow, Flur 3, Flurstück 6/3, Landwirt-

schaftsfläche, Horstfelder Straße, Größe 3.808 m²
lfd . Nr . 5,  Gemarkung Saalow, Flur 3, Flurstück 6/5, Gebäu-

de- und Freifläche, Horstfelder Straße 5 B, Größe 
603 m²

3/zu 4: Grunddienstbarkeit (Geh-, Fahr- und Leitungsrecht)  
an dem Grundstück Gemarkung Saalow Flur 3 Flurstück 5/3  
(z . Z . eingetragen im Grundbuch von Saalow Blatt 524 Abtei-
lung II Nr . 1

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 18 .500,00 EUR festgesetzt worden . 
Es entfallen auf Flurstück: 6/3 1 .500,00 EUR .
 6/5 17 .000,00 EUR .

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
16 .01 .2015 eingetragen worden . 

Das Versteigerungsobjekt befindet sich in der Horstfelder Stra-
ße 5 B, 15838 Am Mellensee, OT Saalow . Es handelt sich um 
zwei Grundstücke . Das Flurstück 6/3 ist bebaut mit einem ma-
roden Schuppen und einer Garage . Das Flurstück 6/5 ist mit 
einem ca . 1985 errichteten und ca . vor 2010 teilsanierten Einfa-
milien-Wohnhaus und einem Nebengebäude bebaut; zum Wert-
ermittlungsstichtag leerstehend .
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
AZ: 17 K 132/14 

Teilungsversteigerung 
Im Wege der Teilungsversteigerung soll am 

Dienstag, 21. Juni 2016, 11:00 Uhr
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Blankenfelde Blatt 5363 eingetragene Erbbaurecht, Bezeich-
nung gemäß Bestandsverzeichnis:



452 Amtsblatt für Brandenburg – Nr . 16 vom 27 . April 2016

Erbbaurecht, eingetragen auf dem im Grundbuch von Blanken-
felde Blatt 35 unter lfd . Nr . 184 und 185 des Bestandsverzeich-
nisses verzeichneten Grundstücke:
lfd . Nr . 1,  Gemarkung Blankenfelde, Flur 2, Flurstück 330, 

Gebäude- und Freifläche, Ahornstraße 24, Größe 
401 m²

lfd . Nr . 1,  Gemarkung Blankenfelde, Flur 2, Flurstück 1165, 
Gebäude- und Freifläche, Ahornstraße 24, Größe 
24 m²

eingetragen in Abt . II Nr . 130 bis zum 01 .01 .2097 .

Der Erbbauberechtigte bedarf der Zustimmung der Grund-
stückseigentümerin zum Abbruch, zur Veräußerung des Erb-
baurechts im Ganzen oder in Teilen, zur Belastung des Erbbau-
rechts mit Grundpfandrechten, Reallasten, Dauerwohn- oder 
Dauernutzungsrechten und deren Änderung, wenn sie eine wei-
tere Belastung des Erbbaurechts enthält .

Grundstückseigentümer:
Evangelische Kirchengemeinde Blankenfelde in Blankenfelde

versteigert werden . 

Der Verkehrswert ist auf 165 .000,00 EUR festgesetzt worden . 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
09 .09 .2014 eingetragen worden . 

Das Erbbaurecht befindet sich in 15827 Blankenfelde, Ahorn-
straße 24 . Bei dem Erbbaurecht handelt es sich um ein Einfa- 
milienhaus als Reihenendhaus (Wfl. ca. 108 m², Nutzfl. ca. 
50,00 m², Bj . ca . 1999, Eigennutzung) . 
Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Lucken-
walde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten 
entnommen werden .
AZ: 17 K 98/14 

Amtsgericht Senftenberg

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Mittwoch, 18. Mai 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erd- 
geschoss, Saal E01, der im Grundbuch von Lauchhammer 
Blatt 4560 eingetragene 42,2/1 000 Miteigentumsanteil an dem 
Grundstück; Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Lauchhammer, 
Flur 14, Flurstück 205/1, Gebäude-  und Gebäudenebenflächen,
Flur 14, Flurstück 207 Grünland; 3 .996 m² groß,
verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan 
mit Nr . 17 bezeichneten Wohnung sowie einem Abstellraum im 
Hof, mit A 17 bezeichnet, sowie an einer Garage im ATP mit 
Nr .17 bezeichnet,
versteigert werden .
Lage: 01979 Lauchhammer, Dietrich-Heßmer-Platz 31,
Bebauung: 4-Zimmer Wohnung in einem 2-geschossigen Wohn- 

und Geschäftshaus
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
21 .01 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festge-
setzt auf: 78 .000,00 EUR .
Geschäfts-Nr .: 42 K 4/15

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 16. Juni 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal E01, das in Klettwitz gelegene, im Grundbuch von 
Klettwitz Blatt 1103 eingetragene Grundstück; Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Klettwitz, Flur 4, Flurstücke 636/1, 11 .931 m² groß, 
versteigert werden .
Lage: westlich der Treuhandsiedlung
Bebauung: Waldfläche, Mischwald
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
19 .08 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festge-
setzt auf 6 .600,00 EUR .
AZ: 42 K 39/15

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am

Donnerstag, 16. Juni 2016, 13:30 Uhr
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal E01, der ½ Miteigentumsanteil der Schuldnerin an 
dem in Klettwitz gelegenen, im Grundbuch von Klettwitz 
Blatt 1104 eingetragenen Grundstücks; Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis:
Gemarkung Klettwitz, bestehend aus Flur 4, Flurstücke 843 
und 844, insgesamt 14 .100 m² groß, versteigert werden .
Lage: An der Schipkauer Str .
Bebauung: Landwirtschaftsfläche
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
19 .08 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz  5 ZVG festge-
setzt auf 4 .500,00 EUR .
AZ: 42 K 40/15

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am

Donnerstag, 14. Juli 2016, 9:30 Uhr
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge-
schoss, Saal E01, die im Grundbuch von Vetschau Blatt 1944 
eingetragenen Grundstücke; Bezeichnung gemäß Bestandsver-
zeichnis:
Gemarkung Vetschau, 
Flur 5, Flurstück 474, Erholungsfläche, 136 m² groß, 
Flur 5, Flurstück 476, Erholungsfläche, 355 m² groß, 
Flur 5, Flurstück 485, Verkehrsfläche, 1.375 m² groß, 
Flur 5, Flurstück 473, Gebäude- und Freifläche, 554 m² groß, 
Flur 5, Flurstück 475, Gebäude- und Freifläche, 740 m² groß, 
Lage: Bedburger Straße
Bebauung: jeweils unbebaut, erschlossen
 Flurstück 474, 476: Gemeinbedarf Spielplatz
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SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung
von Dienstausweisen

Ministerium der Justiz und für Europa 
und Verbraucherschutz 

Folgender abhanden gekommener Dienstausweis wird hiermit 
für ungültig erklärt: Frau Justizvollzugsobersekretäranwärterin 
Marie-Katharina Hebold, Dienstausweis-Nr . 207 617, ausge-
stellt am 1 . Oktober  2014, gültig bis 31 . August 2017 .

Gläubigeraufruf

Der Verein „Relais e . V .“, Geschäftsadresse: Großer Markt 15, 
19348 Perleberg, eingetragen durch das Amtsgericht Neurup-
pin mit der Registernummer VR 4870 NP, ist durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung am 16 .12 .2015 aufgelöst . 
Registrierung der Auflösung im Vereinsregister am 23.02.2016.
Gemäß § 50 BGB wird hiermit die Vereinsauflösung öffentlich 
bekannt gegeben . 
Die Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bis zum 29 .04 .2017 bei nachstehend genanntem Liqui-
dator anzumelden: 

Jost Löber, Im Dörp 14, 16928 Groß Pankow 

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

 Flurstück 485: Anliegerstraße
 Flurstück 473, 475:  Bauland
versteigert werden . 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
15 .06 .2015 eingetragen worden .

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge-
setzt auf: 67 .100,00 EUR .
Geschäfts-Nr . : 42 K 22/15
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